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Marktgemeinde Dürnkrut                                                                                      Lfd.Nr. 5/2005

NIEDERSCHRIFT  

über die Sitzung des

GEMEINDERATES 
Am Mittwoch, dem 6. Juli 2005 in Dürnkrut, Schloßplatz 1, großer Sitzungssaal

Die Einladung erfolgte am 28.6.2005 durch Kurrende

Beginn: 19.30 Uhr

Ende:    21.00 Uhr

ANWESEND WAREN:

Vizebürgermeister Herbert Bauch

1. GGR
Ing. Erhard Leitgeb

2. GGR 
Doris Kostelanik

3. GGR
Marina Martinz

4. GR

Ing. Ferdinand Kolarik

5. GR

Johann Hollander

6. GR

Rudolf Kaiser

7. GR 

Stefan Istvanek

8. GR

Gerald Kittl

9. GR

Ludwig Huber

10. GR

Eduard Banny

11. GR

Georg Buchner

12. GR

Dr. Leopold Boyer

13. GR

Ing. Hermann Scsepka

14. GR

Gerhard Hasitzka

15. GR 

Sabine Binder

16. GR

Franz Fleckl

17. GR

Michael Lazar

ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN:

1.
Bgm.
Rudolf Reckendorfer

2.
GGR
Horst Tatzber

3.
GR

Josef Metz

NICHT ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN:

Vorsitzender: 
Vizebürgermeister Herbert Bauch

Schriftführer:
Elisabeth Schiffer

Die Sitzung war öffentlich


Die Sitzung war beschlußfähig

Tagesordnung:
1. Genehmigung des letzten Sitzungsprotokolls

2. Bericht Gebarungsprüfung vom 7.6.2005

3. Vergabe von Aufträgen

4. Vergabe von Gemeindewohnungen

5. Finanzierung VAZ

6. Vermietung VAZ

7. Subventionsvergabe MHS - Dürnkrut

8. Bauplätze L. Käßmayer-Straße

9. Verkauf von Grundstücken

10. Bauschuttentsorgung

11. Winterdienstvereinbarung – Maschinenring

12. Brücke - March

Der Vizebürgermeister begrüßt die erschienen Mitglieder des Gemeinderates und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit fest.

Der Vizebürgermeister teilt mit, dass vor Beginn der Sitzung ein Antrag (Beilage „A“) der ÖVP-Fraktion bezüglich der Aufnahme folgenden Tagesordnungspunktes eingelangt ist:

„Für die nächste Sitzung des Gemeinderates stellen wir zu einem eigenen Tagesordnungspunkt den Antrag, einen Beschluss auf Durchführung einer Volksbefragung gem. § 63 NÖ Gemeindeordnung zu fassen, die Volksbefragung durchzuführen und das

Ergebnis als für den Gemeinderat bindend festzulegen.“

Der Vizebürgermeister weist darauf hin, dass dieses Thema sowieso im TOP 12 behandelt wird und ob daher dieser Antrag als TOP 13 auf die Tagesordnung genommen oder mit TOP 12 mitbehandelt werden soll.

GR Boyer erklärt dazu, wenn im Sinne des Antrages abgestimmt wird kann dies im TOP 12 erfolgen, falls aber im TOP 12 nur diskutiert und keine Abstimmung erfolgt, ist dieser Antrag als TOP 13 auf die Tagesordnung zu setzen. Es erfolgt einiger Wortwechsel.

Antrag des Vizebürgermeisters: Der Dringlichkeitsantrag möge unter Pkt. 13 auf die Tagesordnung genommen werden.

Beschluss: Der Antrag wird angenommen

Abstimmungsergebnis: mehrstimmig (17 Stimmen dafür, 1 Stimmenthaltung Banny )

zu Pkt. 1. 
Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen das Sitzungsprotokoll der Sitzung vom 

19.5.2005 kein Einwand erhoben wurde. Das Protokoll gilt daher als genehmigt.

zu Pkt. 2.
Der Vizebürgermeister berichtet, dass am 7.6.2005 eine Gebarungsprüfung durch den Prüfungsausschuss stattgefunden hat. 

GR Dr. Boyer als Obmann des Prüfungsausschusses berichtet dazu, dass am 7.6.2005 mit Stichtag 31.5.2005 die Kassa geprüft und dabei ein Kontostand mit dem Bargeld von 165.858,02 € festgestellt wurde. GR Boyer kritisiert jedoch, dass die Kassa einen Fehlbetrag von 3.700,00 € aufweist. Dieser Betrag wurde am 27.5. von Vbgm. Bauch zur Auszahlung an Frau Scharmitzer Irmgard übernommen, nicht verbucht und nur auf einen handschriftlichen Zettel in der Barkasse vermerkt. Die anderen Punkte die geprüft wurden, waren in Ordnung. Es wird auch die Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit bestätigt. Weiters wird empfohlen, dass ein Sparkonto bei der „Erste Bank“ mit einem Guthaben von 548,91 €, welches schon seit 3 Jahren keine Kontobewegung aufweist, aufgelöst wird. Weiters wäre von Vorteil, auf größere Rechnungen einen Querverweis auf die Beschlüsse des Vorstandes oder Gemeinderates zu vermerken.

Der Vizebürgermeister teilt dazu mit, dass diese Anregungen aufgenommen und weitergeleitet werden. Weiters erklärt Vbgm. Bauch zu dem Fehlbetrag von 3.700,00 €, dass Frau Scharmitzer diesen Betrag nicht unbedingt auf ihr Konto sondern bar ausbezahlt haben wollte.  Ein handschrifticher Zettel ist auch nicht die Alltagsordnung und der Betrag von 3.700,00 € wurde bereits verbucht.

zu Pkt. 3.
Folgende Auftragsvergaben liegen zur Beschlussfassung vor:

Vizebürgermeister:

a)
Fa. Mödritsch – 250 Stapelsessel und 70 Klapptische zum Anbotspreis von € 37.800,-- exkl. MWSt.

Antrag des Vizebürgermeisters: Der Gemeinderat möge den Auftrag an die Firma Mödritsch beschließen.

Beschluss: Der Antrag wird angenommen

Abstimmungsergebnis: einstimmig

b)
Fa. Sigatec – Schank- und Kücheneinrichtung für das VAZ zum Anbotspreis von

€ 49.000,-- exkl. MWSt.

Antrag des Vizebürgermeisters: Der Gemeinderat möge den Auftrag an die Firma Sigatec beschließen.

Beschluss: Der Antrag wird angenommen

Abstimmungsergebnis: einstimmig

c)
Kaiser & Kraft – 120 Stück Sessel zum Anbotspreis von € 93,90 exkl. MWSt. für 2 Stück.

Antrag des Vizebürgermeisters: Der Gemeinderat möge den Auftrag an die Firma Kaiser & Kraft beschließen.

Beschluss: Der Antrag wird angenommen

Abstimmungsergebnis: einstimmig

d)
DABAU – Straßen- und Kanalbauarbeiten im Gartenweg zum Anbotspreis von              € 19.168,-- inkl. MWSt.

Antrag des Vizebürgermeisters: Der Gemeinderat möge den Auftrag an die Firma DABAU beschließen.

Beschluss: Der Antrag wird angenommen

Abstimmungsergebnis: einstimmig

zu Pkt. 4.
Der Vizebürgermeister berichtet, dass derzeit keine Gemeindewohnungen zur Vergabe gebracht werden, da Frau Babiarz ihr Ansuchen zurückgezogen hat.

zu Pkt. 5.
Für die Finanzierung des VAZ liegt ein Modell der Bank Austria vor. Das ur-sprünglich geplante Modell der Vereinsvermietungen und dadurch Einsparung der Mehrwertsteuer ist aufgrund der zu geringen Mieteinnahmen nicht möglich. Anbieten würde sich eine Leasingvariante und ein Finanzierung über eine Gesellschaft m.b.H. Nach Überprüfung der jeweiligen Varianten durch Dr. Heiss soll in einem gemeinsamen Gespräch die für uns günstigste Variante besprochen und die weitere Vorgehensweise festgelegt werden. Alle interessierten Gemeindevertreter sind dazu eingeladen.

GR Boyer weist darauf hin, dass die Gründung einer Ges.m.b.H. kostenintensiv und aufwändig ist. Dr. Heiss soll seine Varianten schriftlich zusenden.

Vizebürgermeister Bauch erklärt dazu, dass Dr. Heiss über den Sommer ein Modell ausarbeitet, welches dann in der Herbstsitzung präsentiert wird.

zu Pkt. 6.
Für die Vermietung des VAZ sollen bis zum Herbst die Mieten festgesetzt werden. Auch muss festgelegt werden, welche Ausstattung an Geschirr den Vermietern zu welchen Konditionen verliehen wird. Es sollen Vorgespräche auf Parteiebene geführt werden, sodass ein Beschluss in der Septembersitzung erfolgen kann.

zu Pkt. 7.
Die Hauptschule Dürnkrut ist mit dem Ersuchen an die Gemeinde herangetreten, die Faustballbundesmeisterschaften mit einer Spende von € 500,-- zu unterstützen.

Antrag des Vizebürgermeisters: Der Gemeinderat möge die Spende von € 500,-- beschließen.

Beschluss: Der Antrag wird angenommen

Abstimmungsergebnis: einstimmig

zu Pkt. 8.
In einer der letzten Sitzungen wurde der Verkauf eines Bauplatzes in der Leopold Käßmayer-Straße beschlossen. In der Zwischenzeit hat sich herausgestellt, dass für diese Bauplätze die Aufschließungskosten bereits bezahlt wurden, da die Gemeinde Dürnkrut zur Abgeltung derselben im Zuge der Grundteilung im Jahr 1950 Gründstücke zur Abgeltung der Aufschließungskosten übertragen bekommen hat. Bei Grundstücksverkäufen in diesem Bereich sollen daher die Aufschließungskosten in den Kaufpreis eingerechnet werden. Verschiedene Varianten der Preisgestaltung, wie fixe m²/Preise oder das Einrechnen der jeweiligen Aufschließungskosten in den Kaufpreis von € 25,--/m² werden diskutiert.

Antrag des Vizebürgermeisters: Der Gemeinderat möge das Einrechnen der jeweiligen Aufschließungskosten in den Kaufpreis von € 25,--/m² beschließen.

Beschluss: Der Antrag wird angenommen

Abstimmungsergebnis: mehrstimmig (14 Stimme dafür,4 Stimmen dagegen Boyer, Scsepka, Lazar, Fleckl)

zu Pkt. 9.
Für das Grundstück, Parz. 958 in der KG Dürnkrut, gibt es ein Ansuchen der Fam. Sirsch. Die SPÖ-Fraktion schlägt vor, ggst. Grundstück zum Preis von € 11,--/m² zu verkaufen.

Antrag des Vizebürgermeisters: Der Gemeinderat möge den Verkauf des Grundstückses beschließen.

Beschluss: Der Antrag wird angenommen

Abstimmungsergebnis: einstimmig

zu Pkt. 10.
Der Vizebürgermeister berichtet, dass die Bauschuttentsorgung für Kleinmengen im Jahr 2004 den Betrag von € 3.587,-- betragen hat. Im heurigen Jahr wurden dafür bereits über € 1.400,-- ausgegeben. Vizebgm. Bauch ersucht um Wortmeldungen. Die ÖVP-Fraktion spricht sich gegen eine Einhebung einer Gebühr aus. Es erfolgen keine weiteren Wortmeldungen. 

Antrag des Vizebürgermeisters: Der Gemeinderat möge, soweit die derzeitigen Kosten nicht wesentlich überschritten werden und es keine größeren Probleme gibt, die Beibehaltung der derzeitigen Bauschuttverordnung für Kleinmengen beschließen.

Beschluss: Der Antrag wird angenommen

Abstimmungsergebnis: einstimmig

zu Pkt. 11.
Der Vizebürgermeister schlägt eine Kündigung des Winterdienstvertrages mit dem Maschinenring vor. Der Winterdienst schlägt sich mit ca. € 7.000,-- je Winter zu buche. Aufgerechnet auf 8 Jahre wäre dann schon ein Traktor finanziert, welcher der Gemeinde dann das ganze Jahr über zur Verfügung steht. GR Boyer erklärt dazu, dass es keine Veranlassung gibt, den Winterdienst für Waidendorf zu kündigen, da dieser reibungslos funktioniert und es auch keine Beschwerden gibt. Außerdem wurde seines Wissens, eine Mindestvertragsdauer von 5 Jahren beschlossen. 

Es erfolgen einigen Wortmeldungen.

Der Klubobmann der SPÖ-Fraktion stellt den Antrag auf Sitzungsunterbrechung von 10 Min. welcher einstimmig zugestimmt wird. 

Die SPÖ-Fraktion verlässt den Sitzungssaal und zieht sich zur Beratung zurück. 

Nach dem die Vollzähligkeit wieder hergestellt ist berichtet der Vizebürgermeister, dass in die Sitzungsprotokolle Einsicht genommen wurde, wo eine Mindestvertragsdauer von 5 Jahren zwar diskutiert, aber nicht beschlossen wurde. Es erfolgt seitens der SPÖ-Fraktion der Vorschlag, den Vertrag mit dem Maschinenring, aufgrund der vertraglich festesetzten Kündigungsfrist von 4 Monaten, zu kündigen. In der Septembersitzung soll dann beschlossen werden, ob der Winterdienst von der Gemeinde selbst oder über eine Fremdfirma durchgeführt wird. 

Antrag des Vizebürgermeisters: Der Gemeinderat möge die Kündigung des Vertrages mit dem Maschinenring beschließen.

Beschluss: Der Antrag wird angenommen

Abstimmungsergebnis: mehrstimmig (11 Stimmen dafür, 7 Stimmen dagegen ÖVP)

zu Pkt. 12.
Der Vizebürgermeister berichtet, dass die Landesregierung beabsichtigt, in Dürnkrut einen Grenzübergang zu errichten. Angern soll eine Zugbrücke erhalten. Die Pontonbrücke von Hohenau soll dann nächstes Jahr nach Dürnkrut übersiedeln. 

Seitens der SPÖ-Fraktion wird der Antrag auf Durchführung einer Volksbefragung gestellt. Es soll aber eine Mindestbeteiligung von 60 % festgelegt werden um ein repräsentatives Ergebnis zu erhalten. 

Der Vizebürgermeister ersucht um Wortmeldungen.

GR Boyer erklärt, dass eine Mindestwahlbeteiligung von 60 % zu hoch angesetzt ist und mit dem Festsetzen einer Wahlbeteiligung von 30 %, das wären nach dem Gemeinde-wählerverzeichnis immerhin ca. 600 Personen, ein repräsentatives Ergebnis erzielt werden kann. 

Es erfolgt eine Diskussion über die Höhe des Prozentsatzes der Mindestwahlbeteiligung.

GR Kolarik meint, dass die Höhe der Mindestwahlbeteiligung abhängig von der Durchführung der Volksbefragung ist. Wenn diese an einem Tag, wie eine Wahl, abgehalten wird, sind 60 % sicher zu hoch angesetzt, jedoch nicht, wenn die Befragung über einen längern Zeitraum erfolgt. 

Nachdem in der Gemeindeordnung nachgelesen wurde, dass eine Volksbefragung nur an einem Sonntag erfolgen kann und nicht, wie von der SPÖ-Fraktion angenommen, über einen längeren Zeitraum, ersuchen GR Kolarik und GR Istvanek um Sitzungsunterbrechung. 

Der Vizebürgermeister stellt den Antrag auf Unterbrechung der Sitzung für 10 Min., welcher einstimmig zugestimmt wird. Die SPÖ-Fraktion zieht sich zur Beratung zurück.

Nachdem die Vollzähligkeit wieder hergestellt ist, wird die Sitzung fortgesetzt.

Es erfolgt eine Diskussion über die Festsetzung eines Termins zu Abhaltung der Volksbefragung.

Der Vizebürgermeister teilt dazu mit, das laut Gemeindeordnung für die Kundmachung und Abhaltung einer Volksbefragung bestimmte Fristen einzuhalten sind, und daher die Festlegung eines Termins aufgrund der Urlaubszeit gegenüber der Bevölkerung nicht vertretbar ist 

GR Banny stellt den Antrag auf Beschlussfassung in der Septembersitzung.

Antrag des Vizebürgermeisters: Der Gemeinderat möge aufgrund der vorgegebenen Fristen und des Antrages des GR Banny den Beschluß über die Durchführung einer Volksbefragung in der Septembersitzung fassen.

Beschluss: Der Antrag wird angenommen

Abstimmungsergebnis: einstimmig

zu Pkt. 13.
Der Vizebürgermeister stellt an Antrag, den von der ÖVP-Fraktion eingebrachten Dringlichkeitsantrag, einen Beschluss auf Durchführung einer Volksbefragung gem. § 63 NÖ Gemeindeordnung zu fassen, die Volksbefragung durchzuführen und das Ergebnis als für den Gemeinderat bindend festzulegen, auf Grund des Beschlusses des TOP 12 ebenfalls auf die Septembersitzung zu verschieben.

Beschluss: Der Antrag wird angenommen

Abstimmungsergebnis: einstimmig

Da keine weiteren Tagesordnungspunkte vorliegen, schließt der Vizebürgermeister die Sitzung.

Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung am                      genehmigt.

.......................................................                                         .......................................................

             Bürgermeister                                                                              Schriftführer

..........................................................                                    .........................................................           

               Gemeinderat                                                                             Gemeinderat 

